dmsw

Bericht

uber die Prufung der Abspaltung von Teilen des Vermogens
der

4basebio AG,
Heidelberg,

auf die

4basebio SE
(derzeit noch firmierend als Atrium 180. Europaische VV SE),

Dusseldorf,
nach 88§ 125, 10 Abs. 1, 2, 60, 9 Abs. 1 UmwG

Leseexemplar - Rechtsverbindlich ist ausschlief3lich der ausgefertigte und gebundene Bericht.



dmsw

INHALTSVERZEICHNIS

A. AUFTRAG UND AUFTRAGSDURCHFUHRUNG 1
GEGENSTAND, ART UND UMFANG DER SPALTUNGSPRUFUNG 4

C. DARSTELLUNG DER BEABSICHTIGTEN STRUKTURMASSNAHME 8
I.  Ausgangssituation 8
II. Vorbereitende Maflnahmen 9
III. Abspaltung 9

D. PRUFUNG DES ABSPALTUNGS- UND UBERNAHMEVERTRAGS 10
I.  Vollstandigkeit und Richtigkeit der gesetzlichen Mindestangaben 10

1. Firma und Sitz der beteiligten Rechtstrager (§ 126 Abs. 1 Nr. 1 UmwG) 10

2. Vereinbarung uber die Ubertragung der Teile des Vermégens

(§ 126 Abs. 1 Nr. 2 UmwG) 10
Zuteilungsverhaltnis (§ 126 Abs. 1 Nr. 3 UmwG) 11
4. Einzelheiten fur die Ubertragung der Anteile
(§ 126 Abs. 1 Nr. 4 UmwG) 12
5. Zeitpunkt der Bilanzgewinnteilhabe (§ 126 Abs. 1 Nr. 5 UmwG) 14
6. Spaltungsstichtag (§ 126 Abs. 1 Nr. 6 UmwG) 14
Gewahrung besonderer Rechte fur einzelne Anteilsinhaber oder fur
Inhaber besonderer Rechte (§ 126 Abs. 1 Nr. 7 UmwG) 14
8. Gewahrung besonderer Vorteile (§ 126 Abs. 1 Nr. 8 UmwG) 15
9. Bezeichnung und Aufteilung der Gegenstande des Aktiv- und
Passivvermogens (§ 126 Abs. 1 Nr. 9 UmwG) 17
10. Aufteilung der Anteile an dem tibernehmenden Rechtstrager
(§ 126 Abs. 1 Nr. 10 UmwG) 18
11. Folgen fur die Arbeitnehmer und ihre Vertretungen
(§ 126 Abs. 1 Nr. 11 UmwG) 18
12. Prufung der Angemessenheit des Abfindungsangebotes 19
II. Richtgkeit der fakultativen Regelungen 20

E. PRUFUNGSERGEBNIS UND ABSCHLIERENDE ERKLARUNG
UBER DIE ANGEMESSENHEIT DES ZUTEILUNGSVERHALTNISSES
UND DES ABFINDUNGSANGEBOTES 21

Leseexemplar - Rechtsverbindlich ist ausschlief3lich der ausgefertigte und gebundene Bericht.



dmsw

ANLAGENVERZEICHNIS

Anlage 1 Beschluss des Landgerichts Mannheim vom 30. September
2020 zur Bestellung der MSW GmbH Wirtschaftsprufungsgesellschaft
Steuerberatungsgesellschaft, Berlin, zum gemeinsamen Spaltungs-
prufer im Rahmen einer Abspaltung zur Aufnahme nach § 123 Abs. 2
Nr. 1 UmwG

Anlage 2 Allgemeine Auftragsbedingungen fur Wirtschaftspriufer und
Wirtschaftsprufungsgesellschaften vom 1. Januar 2017

IT

Leseexemplar - Rechtsverbindlich ist ausschlieRlich der ausgefertigte und gebundene Bericht.



dmsw

ABKURZUNGSVERZEICHNIS

Abs.
AG
AktG
Art.
bzgl.
bzw.
ca.

d.h.

ff.
gem.
ggf.
GmbH
HFA
HGB
HRA bzw. HRB
IDW
1.V.m.
Mio.
MSwW

Nr.
rd.
Rd.-Nr.

sog.

u.a.
UmwG
UR-Nr.
vgl.

Absatz

Aktiengesellschaft

Aktiengesetz

Artikel

bezuglich

beziehungsweise

circa

das heifdt

folgende

gemafd

gegebenenfalls

Gesellschaft mit beschrankter Haftung
Hauptfachausschuss des IDW
Handelsgesetzbuch

Abteilung A bzw. B des deutschen Handelsregisters
Institut der Wirtschaftsprufer in Deutschland e. V.
in Verbindung mit

Millionen

MSW GmbH Wirtschaftsprufungsgesellschaft
Steuerberatungsgesellschaft

Nummer

rund

Randnummer

Seite/Satz

so genannte(r)

Textziffer

unter anderem

Umwandlungsgesetz
Urkundenrollen-Nummer

vergleiche

Leseexemplar - Rechtsverbindlich ist ausschlief3lich der ausgefertigte und gebundene Bericht.

IT1



dmsw

A. AUFTRAG UND AUFTRAGSDURCHFUHRUNG
Die

4basebio Aktiengesellschaft, Heidelberg
(im Folgenden auch ,4bb AG* oder ,ubertragender Rechtstrager" genannt)

beabsichtigt, einen Teil ihres Vermogens im Wege der Abspaltung zur Aufnahme
durch Ubertragung dieses Teils als Gesamtheit auf die

Atrium 180. Europaische VV SE, Diisseldorf
(demnachst 4basebio SE)
(im folgenden auch ,4bb SE“ oder ,ubernehmender Rechtstrager” genannt)

gegen Gewahrung von Aktien der 4bb SE an die Aktionare der 4bb AG nach § 123
Abs. 2 Nr. 1 Umwandlungsgesetz (nachfolgend ,,UmwG") zu ubertragen.

Die Abspaltung umfasst samtliche Anteile der 4bb AG an den beiden hundert-
prozentigen Tochtergesellschaften, der 4basebio S.L.U., einer nach spanischem
Recht gegrindeten und bestehenden Gesellschaft, Geschaftsadresse: C/ Farraday, 7
(Cantoblanco) 28049 Madrid, Spanien, CIF-Nummer B-85414308 (,4bb S.L..U.%), und
der 4basebio LTD, einer Gesellschaft englischen Rechts mit Sitz in Cambridge,
England, Vereinigtes Konigreich, eingetragen im Companies House unter der
Company Number 12298663 (Geschaftsanschrift: 1 Hazlewell Court Bar Road,
Lolworth, Cambridge, England, CB23 8DS, ,4bb LTD"). Die samtliche Geschafts-
anteile umfassenden Beteiligungen entsprechen einem Gesellschaftskapital von
EUR 307.483,74 der 4bb S.L..U. und GBP 1,0 der 4bb LTD (nachfolgend zusammen

auch ,,Abzuspaltendes Vermogen").

Die 4bb AG und die 4bb SE haben am 29. September 2020 einen Entwurf eines
Abspaltungs- und Ubernahmevertrag geschlossen, der gemif §§ 125, 10 Abs. 1, 2,
60, 9 Abs. 1 UmwG von einem gerichtlich auszuwahlenden und zu bestellenden

sachverstandigen Prufer zu prufen ist.

Auf gemeinsamen Antrag der Vorstande der 4bb AG und der geschaftsfuhrenden
Direktoren der 4bb SE hat das Landgericht Mannheim, mit Beschluss vom
30. September 2020 gemaf §§ 125, 60 i.V.m. § 10 Abs. 1 UmwG die MSW GmbH
Wirtschaftsprufungsgesellschaft Steuerberatungsgesellschaft, Berlin, (nachfolgend

auch ,MSW") zum gemeinsamen Spaltungsprufer ausgewahlt und bestellt (Anlage
1).
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Die auflerordentliche Hauptversammlung der 4bb AG soll am 5. November 2020
gem. § 125 S. 1 .V.m. §§ 13 Abs. 1, 65 Abs. 1 UmwG uber die Zustimmung zum
Abspaltungs- und Ubernahmevertrag beschlieBen. Die Zustimmung der Haupt-
versammlung der 4bb SE wird die 4bb AG als deren Alleinaktionarin am gleichen

Tag erteilen.

Die Ubertragung des Abzuspaltenden Vermogens erfolgt im Verhiltnis zwischen
der 4bb AG und der 4bb SE mit Wirkung zum 1. Januar 2020, 0:00 Uhr. Von diesem
Zeitpunkt an gelten im Verhaltis zwischen der 4bb AG und der 4bb SE die
Handlungen, die das Abzuspaltende Vermogen betreffen, als fur Rechnung der 4bb

SE vorgenommen.

Bei der Durchfiuhrung unserer Prufung haben uns im Wesentlichen folgende

Unterlagen vorgelegen:

o Finaler Entwurf des Abspaltungs- und Ubernahmevertrages nebst Anlagen

vom 29. September 2020 sowie die vorangegangenen Entwurfe;

o Gemeinsamer Spaltungsbericht der Vorstande der 4bb AG, Heidelberg und
der Geschaftsfuhrung der 4bb SE, Dusseldorf, uber die Abspaltung der
Beteiligungen der 4bb AG an der 4bb S.L.U. und der 4bb LTD vom
29. September 2020 (nachfolgend auch ,Gemeinsamer Spaltungsbericht")

sowie die vorangegangenen Entwurfe;

. der von der Ernst & Young GmbH Wirtschaftsprufungsgesellschaft, Mann-
heim, geprifte und mit einem uneingeschrankten Bestatigungsvermerk
versehene Einzelabschluss der 4bb AG zum 31. Dezember 2019, 24:00 Uhr
(nachfolgend auch ,,Schlussbilanz" gem. § 125 S. 11.V.m. § 17 Abs. 2 UmwG);

o Handelsregisterauszuge der 4bb AG und der 4bb SE sowie nationale
Registerauszuge der 4bb S.L.U. und der 4bb LTD;

o Satzungen der 4bb AG und der 4bb SE in der zum Zeitpunkt der Aufstellung des
Abspaltungs- und Ubernahmevertrags giiltigen Fassung;

. der von der Ernst & Young GmbH Wirtschaftsprufungsgesellschaft, Madrid,
gepriufte Einzelabschluss der 4bb S.L.U. zum 31. Dezember 2019;

Als Auskunftspersonen standen uns insbesondere die von den Vorstanden der 4bb AG
benannten Mitarbeiter und Drittbeauftragte zur Verfugung. Alle erbetenen Auskiinfte

sind uns erteilt worden.
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Die 4bb AG und die 4bb SE haben uns gegenuber jeweils eine Vollstandigkeitserklarung
abgegeben und darin jeweils schriftlich versichert, dass uns samtliche nach ihrer
Einschatzung fur unsere Prifung relevanten Informationen und Unterlagen vollstandig

zur Verfugung gestellt worden sind und dass diese nach bestem Wissen richtig sind.

Wir haben unsere Prufung - mit Unterbrechungen - vom 30. September 2020 bis zum

Datum dieses Priifungsberichts in unseren Geschaftsraumen in Berlin durchgefuhrt.

Wir weisen ausdriicklich darauf hin, dass wir keine Prufung der Buchfuhrung, der Jahres-
abschlusse oder der Geschaftsfuhrungen der beteiligten Gesellschaften vorgenommen

haben. Solche Prifungen sind nicht Gegenstand einer Vertragsprufung.

Far die Auftragsdurchfuhrung und unsere Verantwortlichkeit - auch im Verhaltnis
gegenuber Dritten - gelten die "Allgemeine Auftragsbedingungen fur Wirtschaftsprufer
und Wirtschaftsprufungsgesellschaften" nach dem Stand vom 1. Januar 2017, die diesem
Bericht als Anlage 2 beigefugt sind.

Abweichend von Ziffer 9 Abs. 2 der ,,Allgemeine Auftragsbedingungen fur Wirtschafts-
prufer und Wirtschaftspriifungsgesellschaften” wurde vereinbart, dass die Haftung des
Beraters bei einem fahrlassig verursachten Schadenfall auf € 1.000.000,00 beschrankt
wird. Dies gilt auch dann, wenn eine Haftung gegentiber einer anderen Person als dem

Auftraggeber begrundet sein sollte.
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B. GEGENSTAND, ART UND UMFANG DER SPALTUNGSPRUFUNG

Gegenstand der Spaltungspriufung ist gem. § 125 S. 1 i.V.m. §8§ 9, 60 UmwG der
Abspaltungs- und Ubernahmevertrag. Dieser ist auf Vollstindigkeit und Richtigkeit der

in ithm enthaltenen Angaben zu priifen.

Mafigeblich fur die Priufungshandlungen hinsichtdich der Vollstandigkeit des
Abspaltungs- und Ubernahmevertrags sind die allgemeinen und rechtsformspezifischen

Mindestanforderungen des Umwandlungsrechts.

Im vorliegenden Fall ergibt sich aus den in § 126 Abs. 1 UmwG geforderten
Angaben folgender Mindestinhalt des Abspaltungs- und Ubernahmevertrags:

o die Firma und der Sitz der an der Spaltung beteiligten Rechtstrager;

o die Vereinbarung tiber die Ubertragung des Teils des Vermégens des tibertragenden
Rechtstragers als Gesamtheit gegen Gewahrung von Anteilen an dem uberneh-

menden Rechtstrager;

o das Umtauschverhaltnis der Anteile und gegebenenfalls die Hohe der baren

Zuzahlung bei dem ubernehmenden Rechtstrager;

o die Einzelheiten fiur die Ubertragung der Anteile des iibernehmenden Rechts-
tragers;
. der Zeitpunkt, von dem an diese Anteile einen Anspruch auf einen Anteil am Bi-

lanzgewinn gewahren sowie alle Besonderheiten in Bezug auf diesen Anspruch;

o der Zeitpunkt, von dem an die Handlungen des tibertragenden Rechtstragers als fur
Rechnung des ubernehmenden Rechtstragers vorgenommen gelten (Spaltungs-

stichtag);

. die Rechte, welche der ubernehmende Rechtstrager einzelnen Anteilsinhabern
sowie den Inhabern besonderer Rechte wie Anteile ohne Stimmrecht, Vorzugs-
aktien, Mehrstimmrechtsaktien, Schuldverschreibungen und Genussrechte ge-

wahrt, oder die fur diese Personen vorgesehenen MafSnahmen;

e  jeder besondere Vorteil, der einem Mitglied eines Vertretungsorgans oder eines
Aufsichtsorgans der an der Spaltung beteiligten Rechtstrager, einem geschafts-
fuhrenden Gesellschafter, einem Partner, einem Abschlussprufer oder einem

Spaltungsprufer gewahrt wird;

o die genaue Bezeichnung und Aufteilung der Gegenstande des Aktiv- und Passiv-
vermogens, die an den ubernehmenden Rechtstrager ubertragen werden sowie der

ubergehenden Betriebe und Betriebsteile;
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o die Aufteilung der Anteile des tibernehmenden Rechtstragers auf die Anteils-

inhaber des ubertragenden Rechtstragers sowie der MafSstab fur die Aufteilung;

o die Folgen der Spaltung fur die Arbeithehmer und ihre Vertretungen sowie die

insoweit vorgesehenen Mafinahmen.

Fakultative Bestandteile des Abspaltungs- und Ubernahmevertrags kénnen in
Ermangelung einer gesetzlichen Pflicht nicht auf Vollstandigkeit gepruft werden,
unterliegen aber als Vertragsbestandteile der Richtigkeitskontrolle.

Die Prufung der Richtigkeit der (gesetzlichen und fakultativen) Angaben im Ab-
spaltungs- und Ubernahmevertrag befasst sich damit, ob diese sachlich zutreffend
und in sich widerspruchsfrei sind. Mafdgeblich ist, dass der dem Abspaltungs- und
Ubernahmevertrag zu Grunde gelegte Sachverhalt den tatsichlichen Gegeben-
heiten entspricht sowie ggf. die Prognosen und Einschatzungen plausibel sind.
Nicht zu prufen ist die allgemeine Wirksamkeit und Rechtmafligkeit der Rege-
lungen im Abspaltungs- und Ubernahmevertrag. Ergeben sich anlisslich der
Prufungshandlungen Einwendungen oder Bedenken hinsichtlich der Richtigkeit
und/oder Wirksamkeit einzelner Vereinbarungen, ist hierauf im Prufungsbericht

hinzuweisen.

Im Mittelpunkt der Spaltungsprufung steht das nach § 126 Abs. 1 Nr. 3 UmwG im
Abspaltungs- und Ubernahmevertrag angegebene Umtauschverhiltnis und

dessen Angemessenheit.
Nach § 125 S.11.V.m. § 12 Abs. 2 UmwG ist hierzu im Priufungsbericht anzugeben,

o nach welchen Methoden das vorgeschlagene Umtauschverhaltnis ermittelt

worden ist,
o aus welchen Grunden die Anwendung dieser Methoden angemessen ist,

o welches Umtauschverhaltnis oder welcher Gegenwert sich bei der Anwen-
dung verschiedener Methoden, sofern mehrere angewandt worden sind,
jeweils ergeben wurde; zugleich ist darzulegen, welches Gewicht den verschie-
denen Methoden bei der Bestimmung des vorgeschlagenen Umtausch-
verhaltnisses oder des Gegenwerts und der ihnen zugrundeliegenden Werte
beigemessen worden ist und welche besonderen Schwierigkeiten bei der

Bewertung der Rechtstrager aufgetreten sind.

Bei der Abspaltung bleibt die Beteiligungssituation beim ubertragenden Rechts-
trager unverandert, mithin verlieren die Anteilseigner des ubertragenden
Rechtstragers keine Anteile oder geben solche hin. Vor diesem Hintergrund wird
nachfolgend statt von einem Umtauschverhaltnis von einem Zuteilungsverhaltnis
gesprochen.

5
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Das Vorgehen zur Ermittlung des Zuteilungsverhaltnisses ist im Gesetz nicht
ausdrucklich geregelt. Die Vorschriften des § 12 Abs. 2 UmwG gehen jedoch grund-
satzlich davon aus, dass Unternehmensbewertungen erforderlich sind.

Wie unter Abschnitt D 1. 3. unseres Prufungsberichts ausfuhrlich dargestellt, ist im
vorliegenden Fall zur Ermittlung des Zuteilungsverhaltnisses keine vergleichende
Unternehmensbewertung des zu ubertragenden Vermogens und des uberneh-
menden Rechtstragers erforderlich, da bei wirtschaftlicher Betrachtungsweise
Identitat der Bewertungsobjekte besteht.

Da zudem die neuen Aktien an dem ubernehmenden Rechtstrager von den
Aktionaren des ubertragenden Rechtstragers in demselben Verhaltnis ubernommen
werden, wie sie an dem ubertragenden Rechtstrager beteiligt sind (verhaltniswahrend),
bedarf es diesbezliglich keiner (vergleichenden) Unternehmensbewertung.!

Die Notwendigkeit einer Bewertung sowie der Analyse des Bewertungsverfahrens
ergibt sich jedoch aus der Verpflichtung gem. § 125 i.V.m. § 29 UmwG, den Aktio-
naren, welche in der Abstimmung uber den Abspaltungsbeschluss Widerspruch
einlegen, eine angemessene Barabfindung anzubieten. Die Prufung des Abspal-
tungs- und Ubernahmevertrag erstreckt sich somit auch auf die Angemessenheit
des Abfindungsangebots an die Anteilseigner des ubertragenden Rechtstragers
(§ 125 i.V.m. § 30 Abs. 2 UmwG).

Entsprechende Ausfuhrungen, die in direktemm Zusammenhang mit einer Unter-
nehmensbewertung nach einem Zukunftserfolgswertverfahren dem Ertragswert-

verfahren stehen, bzw. zum Borsenkurs werden von uns unter D 1. 12. gemacht.

Die Vorstande und die Geschaftsfuhrung der an der Spaltung beteiligten
Rechtstrager haben gem. § 127 S. 1 UmwG einen ausfuhrlichen schriftlichen
Bericht zu erstatten, in dem die Spaltung, der Vertrag oder sein Entwurf im
Einzelnen und bei Abspaltung insbesondere das Zuteilungsverhaltnis der Anteile
oder die Angaben uber die Mitgliedschaften bei dem ubernehmenden Rechts-
trager, der Mafistab fur ihre Aufteilung sowie ggf. die Hohe einer anzubietenden
Barabfindung rechtlich und wirtschaftlich erlautert und begrindet werden. Der
Spaltungsbericht kann von den Vorstanden und der Geschaftsfuhrung der
beteiligten Rechtstrager auch gemeinsam erstattet werden.

1 Gehling in Semler/Stengel, UmwG, 4. Auflage 2017 zu § 127, Tz. 33.
vgl. hierzu auch OLG Dusseldorf v. 22. Juni 2017, 1-6 AktG 1/17, Rd.-Nr. 149ff
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Die Vollstandigkeit und Richtigkeit des unter demm Datum vom 29. September 2020
erstellten Gemeinsamen Spaltungsberichts der Vorstande der 4bb AG und der
Geschaftsfihrung der 4bb SE war, ebenso wie die Zweckmafligkeit des Abspal-
tungs- und Ubernahmevertrags, nicht Gegenstand unserer Prifung. Im Rahmen
unserer Tatigkeit haben wir uns nur insoweit mit dem Gemeinsamen Spaltungs-

bericht befasst, als er wesentliche Angaben tiber den Prifungsgegenstand enthalt.

Art und Umfang unserer Prufungshandlungen haben wir in unseren Arbeits-
papieren festgehalten. Unser Prufungsbericht gibt das Ergebnis unserer Priufung

der Abspaltung wieder.
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C. DARSTELLUNG DER BEABSICHTIGTEN STRUKTURMASSNAHME
I. Ausgangssituation

Die 4bb AG, mit Sitz in Heidelberg, ist im Handelsregister des Amtsgerichts
Mannheim unter HRB 335706 eingetragen. Das Grundkapital der Gesellschaft
betrigt bei Abschluss des Abspaltungs- und Ubernahmevertrages EUR 51.733.386
und ist eingeteilt in 51.733.386 auf den Namen lautende Stuckaktien, die zum
Handel im Regulierten Markt an der Frankfurter Wertpapierborse zugelassen
sind. Die 4bb AG hilt bei Abschluss des Abspaltungs- und Ubernahmevertrags

keine eigenen Aktien.

Die 4bb SE, mit Sitz in Dusseldorf, ist eingetragen im Handelsregister des
Amtsgerichts Dusseldorf unter HRB 87929, derzeit noch mit Firma: Atrium 180.
Europaische VV SE. Das Grundkapital der 4bb SE belauft sich derzeit — vorbehaltlich
der unter II. des Prufungsberichtes beschriebenen Barkapitalerhohung - auf
EUR 120.000. Das Grundkapital ist eingeteilt in 120.000 auf den Namen lautende
Stuckaktien.

Der Vorstand der 4bb AG hat mit Zustimmung des Aufsichtsrats beschlossen, der
Hauptversammlung zur Beschlussfassung vorzuschlagen, das gesamte nach dem
Verkauf des Proteomik- und Immunologie-Geschafts verbliebene operative
Geschaft der 4bb AG und ihrer verbundenen Unternehmen 1.S.d. §§ 15 ff. AktG,
namentlich die Geschaftsbereiche Genomik und DNA-Herstellung, die durch ihre
beiden hundertprozentigen Tochtergesellschaften 4basebio S.L.U., einer nach
spanischem Recht gegrundeten und bestehenden Gesellschaft, Geschaftsadresse:
C/ Farraday, 7 (Cantoblanco) 28049 Madrid, Spanien, CIF-Nummer B-85414308
(,4bb S.I.U.“), und der 4basebio LTD, einer Gesellschaft englischen Rechts mit Sitz
in Cambridge, England, Vereinigtes Konigreich, eingetragen im Companies House
unter der Company Number 12298663 (Geschaftsanschrift: 1 Hazlewell Court Bar
Road, Lolworth, Cambridge, England, CB23 8DS, ,4bb LTD") betrieben werden
durch Ubertragung simtlicher Gesellschaftsanteile an der 4bb S.L.U. und der 4bb
LTD im Wege der Abspaltung nach dem Umwandlungsgesetz (Abspaltung zur
Aufnahme gemafd § 123 Abs. 2 Nr. 1 UmwG) rechtlich unter der 4bb SE zu

verselbstandigen.

Unverzuglich nach Wirksamwerden der Abspaltung und der parallel von der 4bb
SE beschlossenen Verlegung ihres Sitzes nach Cambridge, U.K. sollen die Aktien
der 4bb SE zum Borsenhandel an der Londoner Borse (Alternative Investment

Market) zugelassen werden.
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Die 4bb AG beabsichtigt, als Ankeraktionar zunachst eine unmittelbare Minder-
heitsbeteiligung an der kunftig borsennotierten 4bb SE mit einem Anteil von
insgesamt 30 % des Grundkapitals zuruckzubehalten. Die ubrigen Aktien der 4bb
SE sollen als Gegenleistung fiir die Ubertragung des Genomik & DNA-Geschift
auf die Aktionare der 4bb AG ubergehen.

II. Vorbereitende Mafinahmen

Die 4bb AG wird vor Wirksamwerden der Abspaltung eine Barkapitalerhohung bei
der 4bb SE durchfuhren und gegen Leistung einer Bareinlage in Hohe von EUR
4.361.795 insgesamt 3.575.242 neue Aktien an der 4bb SE ubernehmen. Nach der
Barkapitalerhohung wird das Grundkapital der 4bb SE EUR 3.695.242, eingeteilt in
3.695.242 auf den Namen lautende Stuckaktien, betragen.

Fur Zwecke der Durchfihrung Abspaltungskapitalerhohung wird die 4bb AG die
Eigenkapitalbasis der 4bb S.L.U. und der 4bb LTD nachhaltig starken und vor
Durchfiuhrung der Abspaltung eine Zuzahlung von rd. EUR 13,1 Mio. in die Kapital-
rucklage der 4bb S.L.U. leisten sowie im Rahmen einer Barkapitalerhohung der 4bb
LTD eine Bareinlage von rd. EUR 8,1 Mio. an die 4bb LTD leisten. Im Rahmen der
LTD-Kapitalerhohung sollen zusatzlich zu den bestehenden 1.000 Gesellschafts-
anteilen von nominal GBP 0,001 an der 4bb LTD weitere 1.000 Gesellschaftsanteile
an der LTD in Hohe von nominal GBP 0,001 geschaffen werden.

ITII. Abspaltung

Zur Durchfihrung der Abspaltung wird die 4bb SE ihr Grundkapital von dann
EUR 3.695.242 um weitere EUR 8.622.231 auf EUR 12.317.473 durch Ausgabe von
weiteren 8.622.231 auf den Namen lautenden Stuckaktien erhohen. Die zur
Durchfuhrung der Abspaltung an die Aktionare der 4bb AG zu gewahrenden
Aktien werden 70 % des nach der Abspaltungskapitalerhohung und der SE-Barka-
pitalerhohung bestehenden zukunftigen Grundkapitals der 4bb SE entsprechen.
Die verbleibenden 30 % des zukunftigen Grundkapitals der 4bb SE werden bei
Wirksamwerden der Abspaltung von der 4bb AG gehalten.
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D. PRUFUNG DES ABSPALTUNGS- UND UBERNAHMEVERTRAGS
I. Vollstandigkeit und Richtigkeit der gesetzlichen Mindestangaben
1. Firma und Sitz der beteiligten Rechtstrager (§ 126 Abs. 1 Nr. 1 UmwG)

Firma und Sitz der an der Abspaltung beteiligten Rechtstrager sind im Abspal-
tungs- und Ubernahmevertrag genannt und entsprechen jeweils den Satzungen
der 4bb AG und der 4bb SE sowie den Eintragungen der bei den Amtsgerichten

Mannheim und Dusseldorf gefuhrten Handelsregistern.

Damit nennt der Abspaltungs- und Ubernahmevertrag zutreffend die an der

Abspaltung beteiligten Gesellschaften mit den erforderlichen Angaben.

2. Vereinbarung iiber die Ubertragung der Teile des Vermogens (§ 126
Abs. 1 Nr. 2 UmwG)

Nach Ziffer 1 des Abspaltungs- und Ubernahmevertrags tibertrigt die 4bb AG im
Wege der Abspaltung zur Aufnahme gemaf3 § 123 Abs. 2 Nr. 1 UmwG den unter
Ziffer 4.1 des Abspaltungs- und Ubernahmevertrags spezifizierten Teil ihres
Vermogens mit allen Rechten und Pflichten als Gesamtheit auf die 4bb SE gegen
Gewahrung von Aktien der 4bb SE an die Aktionare der 4bb AG gemaf Ziffer 9.1
des Abspaltungs- und Ubernahmevertrags (verhiltmiswahrende Abspaltung zur
Aufnahme).

Diese Vereinbarung bestimmt zutreffend den Ubergang eines Teils des Vermo-
gens der 4bb AG durch Abspaltung zur Aufnahme auf die 4bb SE.

Bei Wirksamwerden der Abspaltung durch Eintragung in das Handelsregister der
4bb AG als uibertragenden Rechtstriger erfolgt die Ubertragung des abzuspalten-

den Vermogens mit dinglicher Wirkung.

Das nach Ziffer 4.1 des Abspaltungs- und Ubernahmevertrags abzuspaltende Vermo-
gen besteht aus den von der 4bb AG gehaltenen, samtlichen Geschaftsanteilen am
Gesellschaftskapital der 4bb S.L.U. und samtlichen Geschaftsanteilen am
Gesellschaftskapital der 4bb LTD.

Erganzend wird klargestellt, dass Vermogensgegenstande, Rechte, Verbindlichkeiten,
Vertragsverhaltnisse, Verpflichtungen, Haftungen und sonstige Pflichten der 4bb AG,
die nicht Teil des in Ziffer 4.1 naher bezeichneten abzuspaltenden Vermogens sind,
nicht auf die 4bb SE ubertragen werden.

Ausweislich der uns vorgelegten Unterlagen sind die Angaben bzgl. des abzu-

spaltenden Vermogens sachlich zutreffend.
10
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3. Zuteilungsverhaltnis (§ 126 Abs. 1 Nr. 3 UmwG)

Die Aktionire der 4bb AG erhalten nach Ziffer 9.1 des Abspaltungs- und Ubernah-
mevertrags als Gegenleistung fur die Ubertragung des abzuspaltenden Vermaogens
der 4bb AG nach Mafdgabe ihrer bisherigen Beteiligung (verhaltniswahrend) kosten-
frei fur je sechs Aktien an der 4bb AG eine Aktie an der 4bb SE. Eine bare Zuzahlung

wird nicht geleistet.

Das so bestimmte Zuteilungsverhaltnis nach § 126 Abs. 1 Nr. 3 UmwG wird grund-
satzlich aus dem Verhaltnis des Werts des abzuspaltenden Vermogens zum Wert

des ubernehmenden Rechtstragers, also der 4bb SE, ermittelt.

Vorliegend war zutreffend zur Festlegung des Zuteilungsverhaltnisses keine
vergleichende Unternehmensbewertung des abzuspaltenden Vermogens und des
ubernehmenden Rechtstragers erforderlich.

Das abzuspaltende Vermogen bzw. der ubernehmende Rechtstrager umfasst als ein-
zige wertrelevante Vermogensgegenstande jeweils 100 %ige Beteiligungen an der 4bb
S.L.U. und der 4bb LTD. Damit bestehen individuelle Beteiligungsquoten an
identischen Bewertungsobjekten (namlich der 4bb S.L..U. und der 4bb LTD).

Die Anteilsinhaber der 4bb AG sind bereits vor Durchfihrung der Abspaltung
mittelbar zu 100 Prozent an der 4bb SE beteiligt. Vermogensmafiig andert sich
durch die Gesamttransaktion bei wirtschaftlicher Betrachtung fur die 4bb AG-
Aktionare daher nichts. Die 4bb AG-Aktionare, die derzeit das Genomik & DNA-
Geschaft ausschliefRlich tiber ihre Beteiligung an der 4bb AG halten, werden nach
Durchfiuhrung der Transaktion unverandert an der 4bb AG beteiligt bleiben. Am
Genomik & DNA-Geschaft werden sie zu 70 % unmittelbar uber ihre Beteiligung
an der 4bb SE und zu 30 % mittelbar uber ihre Beteiligung an der 4bb AG (d. h.
uber deren Beteiligung an der 4bb SE) beteiligt bleiben. Dritte werden im Rahmen
der Transaktion weder an der 4bb AG noch an 4bb SE beteiligt. Die Zuteilung der
den 4bb AG-Aktiondren als Gegenleistung fur die Ubertragung des Abzuspal-
tenden Vermogens gewahrten 4bb SE-Aktien erfolgt zudem verhaltniswahrend, das
heifdt jeder Aktionar der 4bb AG erhalt von den zur Durchfuhrung der Abspaltung neu
geschaffenen 8.622.231 Aktien der 4bb SE eine Anzahl nach Mafdgabe seiner Beteiligung
am Grundkapital der 4bb AG im gleichen Verhaltnis. Damit ist sichergestellt, dass
die Anteilsinhaber der 4bb AG vor und mnach der Abspaltung keine
Vermogensveranderung hinnehmen mussen. Die vermogensmaflige Position der
4bb AG-Aktionare bleibt somit im Rahmen einer Gesamtbetrachtung unberuhrt.
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Nach Ziffer (D) des Abspaltungs- und Ubemahmevertrags ist vorgesehen, dass
umgehend nach Wirksamwerden der Abspaltung und der parallel von der 4bb SE
beschlossenen Verlegung ihres Sitzes nach Cambridge, U.K., samtliche Aktien der 4bb SE
zum Borsenhandel an der Londoner Borse (Alternative Investment Market)

zugelassen werden sollen.

Gemaf Ziffer 3.7 des Spaltungsberichtes ist aufgrund des Austritts des Vereinigten
Konigreiches aus der Europaischen Union eine Gleichwertigkeit der Borsenno-
tierung der 4bb SE-Aktien im Vergleich zu den 4bb AG-Aktien auch bei einer Notie-
rung im organisierten Markt nicht gewahrleistet.

Im Hinblick auf die erst noch zu beschaffende Borsennotierung und der vorge-
nannten Einschrankung hinsichtlich der Vergleichbarkeit der Zielmarkte (Ziel-
borsen) der beteiligten Rechtstrager wird nach § 125 S. 1 i.V.m. § 29 UmwG den
Aktionidren der 4bb AG nach Ziffer 10. des Abspaltungs- und Ubernahmevertrages
eine Abfindung angeboten. Dies machte eine Bewertung des abgespaltenen

Vermogens erforderlich.

Auf die Angemessenheit des Barabfindungsangebots, auf Basis dieser Bewertung,

gehen wir nachfolgend unter Punkt 12. ein.

Zusammenfassend stellen wir fest, dass Methode, die Vorgehensweise und das
Ergebnis zur Ermittlung des Zuteilungsverhaltnisses sachgerecht, plausibel und
angemessen sind und zu einer verhaltniswahrenden Gewahrung der Aktien der 4bb
SE an die Aktionare der 4bb AG fuhren.

Nach dem Ergebnis unserer Prifung genugen die Angaben im Abspaltungs- und
Ubernahmevertrag zum Zuteilungsverhilinis den Anforderungen von § 126 Abs. 1
Nr. 3 UmwG.

4. Einzelheiten fiir die Ubertragung der Anteile (§ 126 Abs. 1 Nr.4 UmwG)

Die Einzelheiten fur die Ubertragung der Anteile am iibernehmenden Rechts-
triager sind unter den Ziffern 9. und 15. des Abspaltungs- und Ubernahmevertrags
wie folgt geregelt:

Zur Durchfihrung der Abspaltung wird die 4bb AG ihr Grundkapital um
EUR 8.662.231 auf EUR 12.317.473 durch Ausgabe von 8.662.231 auf den Namen
lautende Stiickaktien erhohen, die die Aktionare der 4bb AG als Gegenleistung fur
die Ubertragung des abzuspaltenden Vermégens nach MaRgabe ihrer bisherigen
Beteiligung an der 4bb AG (verhaltniswahrend) kostenfrei erhalten. Auf jede neue
Stiickaktie entfallt ein anteiliger Betrag des Grundkapitals in Hohe von EUR 1,00.
12
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Ein zusatzliches Aufgeld (Agio) wird nicht geschuldet.

Ausweislich Ziffer 9.4 des Abspaltungs- und Ubernahmevertrags wird die 4bb AG
die mwb fairtrade Wertpapierhandelsbank AG, Grafeling, oder einen Dritten, der
im Auftrag der mwb fairtrade Wertpapierhandelsbank AG handeln wird, als
Treuhander fur den Empfang der zu gewahrenden Aktien der 4bb SE und deren
Aushandigung an die Aktionare der 4bb AG bestellen. Die 4bb AG wird den
Treuhander anweisen, die Aktien nach Eintragung der Abspaltung in das Handels-
register der 4bb AG und dem Wirksamwerden der SE-Sitzverlegung den Aktionaren
der 4bb AG zu verschaffen.

Nach Ziffer 15.2 des Abspaltungs- und Ubernahmevertrags tragt die 4bb AG die in
Zusammenhang mit der Vorbereitung, dem Abschluss und der Durchfuhrung des
Abspaltungs- und Ubernahmevertrags bis zum Vollzugsdatum bei der 4bb AG und
der 4bb SE entstandenen und noch entstehenden Kosten, einschliefdlich der Kosten
der jeweiligen Hauptversammlung und der Kosten der Anmeldungen zum und der
Eintragungen ins Handelsregister, des gemeinsamen Spaltungsberichts, der Spal-
tungsprufung und der Prufungen im Zusammenhang mit Sachkapitalerhohung
und Nachgrindung und der vorgesehenen Borsenzulassung sowie der jeweils
dazugehorenden Kosten der von der 4bb AG beauftragten Berater, Banken und

Versicherungen und Verkehrssteuern (mit Ausnahme von Umsatzsteuer).

Die an der Spaltung beteiligten Parteien gehen davon aus, dass es sich bei der
Abspaltung nicht um einen steuerbaren Vorgang im Sinne des § 1 UStG handelt.
Sollte sich - aus welchen Grunden auch immer - die Finanzverwaltung auf den
Standpunkt stellen, dass es sich bei der Abspaltung doch um einen steuerbaren und
auch nicht steuerfreien Vorgang handelt, verpflichtet sich die 4bb AG, gem. Ziffer
15.1 des Abspaltungs- und Ubernahmevertrags, der 4bb SE eine entsprechende
Rechnung auszustellen. Die 4bb SE verpflichtet sich ihrerseits den ihr aus dieser

Rechnung zustehenden Vorsteuerabzug an die 4bb AG abzutreten.

Nach dem Ergebnis unserer Prufung gentugen die Angaben im Abspaltungs- und
Ubernahmevertrag zu den Einzelheiten fiir die Ubertragung der Anteile des

ubernehmenden Rechtstragers den Anforderungen von § 126 Abs. 1 Nr. 4 UmwG.
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5. Zeitpunkt der Bilanzgewinnteilhabe (§ 126 Abs. 1 Nr. 5 UmwG)

Nach Nummer 4.2 des Abspaltungs- und Ubernahmevertrags erfolgt die Abspal-
tung unter Einschluss des Anspruchs auf Gewinnausschuttung fur die Zeit ab dem

Abspaltungsstichtag.

Nach dem Ergebnis unserer Prufung gentigen die Angaben im Abspaltungs- und
Ubernahmevertrag bzgl. des Zeitpunkts der Bilanzgewinnteilhabe den
Anforderungen des § 126 Abs. 1 Nr. 5 UmwG.

6. Spaltungsstichtag (§ 126 Abs. 1 Nr. 6 UmwG)

Nach Ziffer 2.1 des Abspaltungs- und Ubernahmevertrags erfolgt die Ubertragung
des abzuspaltenden Vermogens im Verhaltnis zwischen der 4bb AG und der 4bb
SE mit Wirkung zum 1. Januar 2020, 0:00 Uhr. Von diesem Zeitpunkt an gelten die
Handlungen, soweit sie das abzuspaltende Vermogen betreffen, im Verhaltnis
zwischen der 4bb AG und der 4bb SE als fur Rechnung der 4bb SE vorgenommen.

Der Abspaltungsstichtag folgt dem Stichtag der Schlussbilanz der ubertragenden
4bb AG zum 31. Dezember 2019, 24:00 Uhr (Ziffer 3. des Abspaltungs- und

Ubernahmevertrags), sachlich zutreffend unmittelbar nach.

Nach dem Ergebnis unserer Prufung genugen die Angaben im Abspaltungs- und
Ubernahmevertrag zum Spaltungsstichtag den Anforderungen von § 126 Abs. 1 Nr.
6 UmwG.

7. Gewahrung besonderer Rechte fiir einzelne Anteilsinhaber oder fir
Inhaber besonderer Rechte (§ 126 Abs. 1 Nr. 7 UmwG)

Die nach § 126 Abs. 1 Nr. 7 UmwG anzugebenden Rechte, welche die 4bb AG als
ubernehmender Rechtstrager einzelnen Anteilsinhabern sowie den Inhabern be-
sonderer Rechte wie Anteile ohne Stimmrecht, Vorzugsaktien, Mehrstimmrechts-
aktien, Schuldverschreibungen und Genussrechte gewahrt, oder die fur diese
Personen vorgesehenen Mafinahmen, sind in Ziffer 11 des Abspaltungs- und

Ubernahmevertrags geregelt.

Die 4bb AG hat Mitgliedern des Vorstands sowie Mitarbeitern der 4bb AG-Konzern-
gesellschaften verschiedene Aktienoptionen aus den Aktienoptionsplanen 2017 und
2019 gewahrt.
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Von diesen, insgesamt 2.115.000 Aktienoptionen entfallen 1.000.000 auf das Vor-
standsmitglied Herrn Heikki Lanckriet und 750.000 auf das Vorstandsmitglied
Herrn David Roth. Weitere 365.000 Aktienoptionen entfallen auf Mitarbeiter der
4bb AG-Gruppe. Eine Anpassung der Regelungen zu den 4bb AG-Aktienoptionen ist
im Zusammenhang mit der Abspaltung nicht geplant. Da die Aktienoptionsplane
2017 und 2019 jedoch nicht auf die veranderten Umstande nach der Abspaltung
zugeschnitten waren, ist derzeit beabsichtigt, die 4bb AG-Aktienoptionen gegen eine
im Einzelnen vom Aufsichtsrat (in Bezug auf den Vorstand der 4bb AG) bzw.
Vorstand (in Bezug auf Mitarbeiter der 4bb AG-Gruppe) der 4bb AG noch
festzulegende Barabfindung abzugelten.

Die Inhaber der 4bb AG-Aktienoptionen werden gemaf § 23 UmwG in Verbindung
mit § 125 Satz 1 UmwG zusatzlich neu von der 4bb SE auszugebende Aktienoptionen
erhalten. Entsprechend dem Verhaltnis der Grundkapitalien der 4bb AG und der 4bb
SE nach der Abspaltung von EUR 51.733.386,00 zu EUR 12.317.473,00 werden die
Berechtigten furje 4,2 4bb AG-Aktienoptionen jeweils 1 (eine) 4bb SE-Aktienoption
erhalten. Hierzu wird die 4bb SE einen an die Aktienoptionsplane 2017 und 2019 der
4bb AG angelehnten Aktienoptionsplan implementieren, dessen Erfolgsziele sich auf
der Grundlage einer Kombination von Dienstzeit- und Aktienkurszielen bestimmen
werden. Die Ausubung von 4bb SE-Aktienoptionen wird nach Mafigabe der zu
diesem Zeitpunkt geltenden lokalen Gesetze erfolgen.

Im Rahmen unserer Prufung haben wir keine Anhaltspunkte fur die Gewahrung
weiterer Rechte im Sinne des § 126 Abs. 1 Nr. 7 UmwG festgestellt.

Nach dem Ergebnis unserer Priifung geniigen die Angaben im Abspaltungs- und Uber-
nahmevertrag zur Gewahrung besonderer Rechte den Anforderungen von § 126
Abs. 1 Nr. 7 UmwG und sind vollstandig und richtig.

8. Gewahrung besonderer Vorteile (§ 126 Abs. 1 Nr. 8 UmwG)

Die nach § 126 Abs. 1 Nr. 8 UmwG anzugebenden besonderen Vorteile, die einem
Mitglied eines Vertretungsorgans oder eines Aufsichtsorgans der an der Spaltung
beteiligten Rechtstrager, einem geschaftsfuhrenden Gesellschafter, einem Partner,
einem Abschlusspriifer oder einem Spaltungsprufer gewahrt werden, sind in Ziffer

12 des Abspaltungs- und Ubernahmevertrags aufgefiihrt.

Nach Ziffer 12.1 des Abspaltungs- und Ubernahmevertrags sind die derzeitigen
Vorstandsmitglieder der 4bb AG, Herr Heikki Lanckriet und Herr David Roth
zugleich geschaftsfuhrende Direktoren der 4bb SE. Eine gesonderte Vergutung fur
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ihre Tatigkeit als geschaftsfuhrende Direktoren der 4bb SE haben sie bisher nicht
erhalten. Die Herrn Lanckriet und Herrn Roth von der 4bb AG-Gruppe insgesamt
gezahlten Vergutungen andern sich in Folge der Abspaltung nicht. Die Vergu-
tungen von Herrn Lanckriet und Herrn Roth als Mitglieder des Vorstands der 4bb
AG werden jedoch nach der Abspaltung in dem Mafde reduziert, in dem sie nach
der Abspaltung von der 4bb SE eine Vergutung fur die Tatigkeit als geschafts-
fuhrende Direktoren erhalten. Die jeweils auf die 4bb AG und 4bb SE entfallenden
Vergutungsanteile werden von den Organen der 4bb AG und 4bb SE nach
Wirksamwerden der Abspaltung festgelegt. Die Vergutungen von Herrn Lanckriet
und Herrn Roth als geschaftsfuhrende Direktoren der 4bb SE werden kiinftig
voraussichtlich den gesamten oder ganz uberwiegenden Teil ihrer Vergutungen in
der 4bb AG-Gruppe ausmachen. Hinsichtlich den Herrn Lanckriet und Herrn Roth
bereits gewahrten 4bb AG-Aktienoptionen und im Rahmen der Abspaltung zu
gewahrenden 4bb SE-Aktienoptionen wird auf den vorhergehenden Punkt 7 dieses

Berichts verwiesen.

Nach Ziffer 12.2 des Abspaltungs- und Ubernahmevertrags werden neben Herrn
Hansjoerg Plaggemars, welcher zusatzlich zu seiner Mitgliedschaft im Aufsichtsrat
der 4bb AG bereits Mitglied des Verwaltungsrats der 4bb SE ist, auch die 4bb AG-
Aufsichtsratsmitglieder Joseph M. Fernandez, Pilar de la Huerta und Tim
McCarthy nach Wirksamwerden der Abspaltung zusatzlich Mitglieder des
Verwaltungsrats der 4bb SE. Nach der zukunftigen Satzung der 4bb SE erhalten die
Mitglieder des Verwaltungsrats der 4bb SE eine Vergutung, deren Hohe noch vom
Verwaltungsrat innerhalb des von der Hauptversammlung der 4bb SE vorgege-

benen Rahmens festzulegen ist.

Im Ubrigen wurden oder werden nach Ziffer 12.3 des Abspaltungs- und Ubernah-
mevertrags keinem Mitglied eines Vertretungs- oder Aufsichtsorgans eines der an
der Abspaltung beteiligten Rechtstrager, keinem Aktionar, keinem Abschluss-
prufer oder Spaltungsprufer anlasslich der Abspaltung besondere Vorteile im
Sinne des § 126 Abs. 1 Nr. 8 UmwG gewahrt.

Nach dem Ergebnis unserer Prufung gentiigen die Angaben im Abspaltungs- und
Ubernahmevertrag zur Gewidhrung besonderer Vorteile den Anforderungen von
§ 126 Abs. 1 Nr. 8 UmwG und sind vollstandig und richtig.

16

Leseexemplar - Rechtsverbindlich ist ausschlief3lich der ausgefertigte und gebundene Bericht.



dmsw

9. Bezeichnung und Aufteilung der Gegenstande des Aktiv- und
Passivvermogens (§ 126 Abs. 1 Nr. 9 UmwG)

Der Abspaltungs- und Ubernahmevertrag hat nach § 126 Abs. 1 Nr. 9 UmwG die
genaue Bezeichnung und Aufteilung der Gegenstande des Aktiv- und
Passivvermogens, die an den ubernehmenden Rechtstrager ubertragen werden
sowie der ubergehenden Betriebe und Betriebsteile unter Zuordnung zu dem

ubernehmenden Rechtstrager zu enthalten.

Nach Ziffer 4.1 des Abspaltungs- und Ubernahmevertrags ubertrigt die 4bb AG

jeweils ihre samtlichen Gesellschaftsanteile am Gesellschaftskapital der 4bb S.1..U.
(Ziffer 4. a) und der 4bb LTD (Ziffer 4.1 b) auf die 4bb SE.

Die Abspaltung erfolgt unter Einschluss samtlicher damit verbundenen Rechte
und Pflichten, einschliefllich des Anspruchs auf Gewinnausschuttung fur die Zeit

ab dem Abspaltungsstichtag.

Nach Ziffer 4.4 des Abspaltungs- und Ubernahmevertrags verpflichten sich die
Vertragsparteien alle Erklarungen abzugeben, alle Urkunden auszustellen und alle
sonstigen Handlungen vorzunehmen, die im Zusammenhang mit der Ubertragung
des abzuspaltenden Vermogens etwaig noch erforderlich oder zweckdienlich sind,
insbesondere gesonderte Ubertragungsvertrige gemif lokalem Recht abzu-

schlieffen und/oder zu vollziehen.

Die Schlussbilanz des ubertragenden Rechtstragers gemaf$ §§ 125 Satz 1, 17 Abs. 2
UmwG i.V.m. § 4 des Gesetzes uber Maflnahmen im Gesellschafts-, Genossen-
schafts-, Vereins-, Stiftungs- und Wohnungseigentumsrecht zur Bekampfung der
Auswirkungen der COVID-19-Pandemie ist die Schlussbilanz der 4bb AG zum
31. Dezember 2019, 24.00 Uhr, die von der Ernst & Young GmbH Wirtschafts-
prufungsgesellschaft, Stuttgart, gepriuft und mit einem uneingeschrankten Bestati-

gungsvermerk versehen wurde.

Vermogensgegenstande, Rechte, Verbindlichkeiten, Vertragsverhaltnisse, Ver-
pflichtungen, Haftungen und sonstige Pflichten der 4bb AG, die nach dem Ab-
spaltungs- und Ubernahmevertrag nicht dem abzuspaltenden Vermogen
zuzuordnen sind, werden nach Ziffer 4.3 des Abspaltungs- und Ubernahmevertrags
nicht auf die 4bb SE ubertragen.

Nach dem Ergebnis unserer Priufung sind die Angaben im Abspaltungs- und
Ubernahmevertrag bzgl. der zu tibertragenden Beteiligung an der 4bb S.L.U. sowie
der 4bb LTD sowie der Art und Hohe der jeweiligen Beteiligung vollstandig und
richtig.
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10. Aufteilung der Anteile an dem uibernehmenden Rechtstrager
(8§ 126 Abs. 1 Nr. 10 UmwG)

Der Abspaltungs- und Ubernahmevertrag hat nach § 126 Abs. 1 Nr. 10 UmwG die
Aufteilung der Anteile des ibernehmenden Rechtstragers auf die Anteilsinhaber

des tiibertragenden Rechtstrager sowie den Maf3stab fir die Aufteilung anzugeben.

GemiaR Ziffer 9.1 des Abspaltungs- und Ubernahmevertrags erhalten die
Aktionire der 4bb AG als Gegenleistung fiir die Ubertragung des abzuspaltenden
Vermogens auf die 4bb SE entsprechend ihrer bisherigen Beteiligung an der 4bb
AG (verhaltniswahrend) kostenfrei fur je sechs (6) 4bb AG-Aktien eine (1) 4bb SE-
Aktie. Die 4bb AG halt gem. Ziffer 2.6.2 b) cc) des Spaltungsberichtes zum Zeit-
punkt der Erstellung des Spaltungsberichtes keine eigenen Aktien. Gemafd
Priaambel (G) des Abspaltungs- und Ubertragungsvertrages werden die Gesell-
schafter der 4bb AG somit letztlich 70 % der Anteile an der 4bb SE im Besitz halten,
wihrend, gemifl Priambel (E) des Abspaltungs- und Ubertragungsvertrages, die
verbleibenden 30 % der Anteile an der 4bb SE direkt bei der 4bb AG

zuruckbehalten werden.

Der Abspaltungs- und Ubernahmevertrag enthilt damit nach unseren Fest-

stellungen die insoweit notwendigen Angaben.

11. Folgen fur die Arbeitnehmer und ihre Vertretungen (§ 126 Abs. 1 Nr.
11 UmwG)

Bezuglich der Folgen der Abspaltung fir die Arbeithehmer und ihre Vertretungen
sowie die insoweit vorgesehenen Mafnahmen verweisen wir auf Ziffer 14.1 und

Ziffer 14.2 des Abspaltungs- und Ubernahmevertrags.

Daruberhinausgehende Folgen sind uns im Rahmen unserer Prufung nicht
bekannt geworden. Im Rahmen unserer Prufung haben wir auch keine Anhalts-
punkte festgestellt, die den diesbezuglichen Angaben im Abspaltungs- und
Ubernahmevertrag widersprechen. Daher ist der Abspaltungs- und Ubernahme-

vertrag nach unseren Feststellungen insoweit vollstandig und richtig.
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12. Prifung der Angemessenheit des Abfindungsangebotes

Gemaf § 125 1.V.m. § 29 UmwaG ist den Aktionaren der 4bb AG, die im Rahmen
der Hauptversammlung der 4bb AG, welche uber die Abspaltung beschlief3t, gegen
den Abspaltungsbeschluss Widerspruch zur Niederschrift erklaren, eine
angemessene Barabfindung anzubieten. Diese wurde gem. Ziffer 10. des Abspal-

tungs- und Ubernahmevertrages auf EUR 1,30 je neuer 4bb SE-Aktie festgelegt.

Angemessen ist eine Abfindung zum vollen Wert des Anteils am Unternehmen.
Der ausscheidende Aktionar soll das erhalten, was seine gesellschaftliche
Beteiligung am inneren Wert des arbeitenden Unternehmens in seiner Gesamtheit
wert ist (BVerfG 14, 263, 284 vom 7. August 1962 sowie BVerfG 100, 289 ff. vom
27. April 1999).

Bei der Bewertung von Unternehmen sind die von der Betriebswirtschaftslehre
und dem Berufsstand der Wirtschaftsprifer als richtig anerkannten Bewer-
tungsmethoden anzuwenden. Der Unternehmenswert bestimmt sich nach
Auffassung des Berufsstandes der Wirtschaftsprufer und hochstrichterlicher
Rechtsprechung als Barwert der erwarteten zukunftig ausschuttungsfahigen
Uberschiisse unter Aufrechterhaltung der Substanz des Unternehmens. Dem
Ertragswert des betriebsnotwendigen Vermogens ist der Substanzwert eines
eventuell vorhandenen nicht betriebsnotwendigen Vermogens hinzuzufigen. Aus
dem so ermittelten Wert des Unternehmens ist der Wert der einzelnen Aktien

abzuleiten.

Die Umsetzung der Bewertung erfolgte durch einen branchennahen, externen
Dienstleister in Anlehnung an den IDW S1 in Form eines indikativen Ertrags-
wertverfahrens, durch Diskontierung der den Unternehmenseignern kunftig
zuflieRenden finanziellen Uberschiisse, wobei diese aus den fur die Zukunft

geplanten Jahresergebnissen abgeleitet wurden.

Die Pramissen der zugrundeliegenden Planungsszenarien, die Diskontierungs-

kenngroflen sowie die Berechnung wurden von uns gewurdigt und nachvollzogen.

Bis zum Zeitpunkt der Unterzeichnung des Abspaltungs- und Ubernahme-
vertrages waren die Aktien der in 2019 gegrundeten 4bb SE nicht in einem
organisierten Markt zum Handel zugelassen. Eine Untergrenze gem. § 31 Abs. 1
und Abs. 7 WpUG i.V.m. § 5 WpUG-AngebotsVO kann insofern nicht ermittelt

werden.

Die vom Bewerter ermittelte und durch uns gewtirdigte Barabfindung belauft sich
demnach auf EUR 1,30 je Aktie der 4bb SE.
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II. Richtigkeit der fakultativen Regelungen

Im Rahmen unserer Prufung sind uns keine Anhaltspunkte bekannt geworden,
welche gegen die Richtigkeit der fakultativen Angaben im Abspaltungs- und

Ubernahmevertrag nebst Anlagen sprechen wiirden.
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E. PRUFUNGSERGEBNIS UND ABSCHLIERENDE ERKLARUNG UBER DIE
ANGEMESSENHEIT DES ZUTEILUNGSVERHALTNISSES UND DES
ABFINDUNGSANGEBOTES

Auf Grundlage unserer Bestellung durch das Landgericht Mannheim vom 30. September
2020 haben wir die Priifung des finalen Entwurfs des Abspaltungs- und Ubernah-
mevertrags vom 29. September 2020 zwischen der 4bb AG als ubertragendem
Rechtstrager und der 4bb SE als ubernehmendem Rechtstrager durchgefuhrt.

Als Ergebnis unserer Prufung stellen wir fest, dass der Abspaltungs- und
Ubernahmevertrag die in § 126 Abs. 1 UmwG vorgeschriebenen Mindestregelungs-
bestandteile vollstandig und richtig enthalt und damit den gesetzlichen Vor-

schriften entspricht.

Uns sind im Rahmen der Spaltungsprufung keine Anhaltspunkte bekannt
geworden, die gegen die Richtigkeit der im Abspaltungs- und Ubernahmevertrag

enthaltenen fakultativen Angaben sprechen.

Die Barabfindung wurde auf Basis von Unternehmenswerten berechnet, die nach
der Ertragswertmethode, in Anlehnung an IDW S1, ermittelt wurden. Andere
Methoden wurden nicht angewandt. Die Ertragswertmethode ist als Bewertungs-
verfahren von Rechtsprechung und Betriebswirtschaftslehre anerkannt. Da eine
Marktnotierung der 4bb SE bisher noch nicht erfolgte, sehen wir die sich aus der

Berechnung ergebende Barabfindung als angemessen an.

Zusammenfassend ist festzustellen, dass das hier gewahlte Verfahren fur die
Bestimmung des Zuteilungsverhaltnisses im Hinblick auf die den Aktionaren der 4bb
AG nach Mafgabe ihrer Beteiligung an der 4bb AG zu gewahrende Gegenleistung und
im Hinblick auf die Wertrelation zwischen dem Abzuspaltenden Vermogen und
dem aufnehmenden Rechtstrager jeweils verhaltniswahrend ist. Damit ist
sichergestellt, dass die Aktionare der 4bb AG vor und nach der Abspaltung keine

Vermogensanderung hinnehmen mussen.
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Nach dem Ergebnis unserer Prufung geben wir auf Basis der uns vorgelegten
Aufklarungen und Nachweise sowie der uns gegenuber erteilten Auskunfte,
Erlauterungen und Informationen folgende abschliefende Erklarung uber die
Angemessenheit des Zuteilungsverhaltnisses (§ 126 Abs. 1 Nr. 3 UmwG) gem. § 125
S.11.V.m. § 12 Abs. 2 UmwG ab:

»INach unseren Feststellungen ist aus den dargelegten Grunden das vorgeschlagene
Zuteilungsverhaltnis, nach dem die Aktionare der 4bb AG, Heidelberg, fur je sechs
Aktien der 4bb AG eine Aktie der 4bb SE, Diisseldorf, erhalten sowie die vorge-
schlagene Barabfindung in Hohe von EUR 1,30 je Aktie angemessen.“

Berlin, den 5. Oktober 2020

MSW GmbH
Wirtschaftsprufungsgesellschaft
Steuerberatungsgesellschaft

Mantay Dr. Thiere
Wirtschaftspriufer Wirtschaftspriufer
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Beglaubigte Abschrift Anlage 1

Aktenzeichen:
23 O 45/20 AktG

Landgericht Mannheim

Beschluss

In dem Rechtsstreit

4basebio AG und Atrium 180. Europaische VV SE, vertreten durch d. Vorstand, Waldhofer
Str. 102, 69123 Heidelberg
- Antragstellerin -

wegen Antrag auf Ernennung eines Spaltungspriifers

hat das Landgericht Mannheim - 3. Kammer fir Handelssachen - durch die Vorsitzende Richterin

am Landgericht Gredner-Steigleider am 30.09.2020 beschlossen:

1. Zur Priifung des Abspaltungs- und Ubernahmevertrags zwischen der 4basebioAG mit Sitz in

Heidelberg und der Atrium 180. Europaische VV SE mit Sitz in Disseldorf wird:

MSW GmbH

Wirtschaftspriifungsgesellschaft Steuerberatungsgesellschaft
Stralle des 17. Juni 106-108

10623 Berlin

Herr Horst Mantay

als gemeinsamer Spaltungsprifer nach §§ 125, 10 Abs. 1, 2, 60, 9 Abs. 1 UmwG bestellt.
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2. Der Geschaftswert wird auf 60.000 € festgesetzt.
Griinde

Das Landgericht Mannheim - Kammer fir Handelssachen - ist zur Entscheidung Uber den ge-
meinsamen Antrag der beteiligten Kapitalgesellschaften gemaR §§ 10 Abs. 2 UmwG i.V.m. 71
Abs. 4 d GVG und § 13 Abs 2 Nr 9 ZuVOJu zustandig.

Der Antrag ist auch begriindet, da die Antragstellerin 4basebio AG beabsichtigt, einen Teil ihres
Vermdgens im Wege der Abspaltung zur Aufnahme durch Ubertragung dieses Teils als Gesamt-
heit auf die Atrium 180. Europaische VV SE gegen Gewahrung von Aktien der Atrium 180. Euro-
paische VV SE an die Aktionare der 4basebio AG nach § 123 Abs. 2 Nr. UmwG zu (ibertragen.
GemaR §§ 60, 125i.V.m. §§ 9, 10 UmwG ist der Spaltungs- und Ubernahmevertrag zu priifen.

Entsprechend der gemeinsamen Anregung hat das Gericht Herrn Horst Mantay von der MSW
GmbH als Sachverstdndigen ausgewahlt und bestellt. Der Sachverstéandige hat mit Schreiben
vom 31.08.2020 versichert, dass keine Inhabilitat i.S.d. §§ 1 UmwG, 319 - 320 HGB vorliegt.

Die Festsetzung des Geschaftswerts beruht auf § 67 Abs. 1 Nr. 1 GNotKG.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Beschluss findet das Rechtsmittel der Beschwerde statt.

Die Beschwerde ist nur zuldssig, wenn der Wert des Beschwerdegegenstandes 600,00 € Ubersteigt oder
wenn das Gericht des ersten Rechtszugs die Beschwerde zugelassen hat.

Die Beschwerde ist binnen einer Frist von 2 Wochen bei dem
Landgericht Mannheim
Al 1
68159 Mannheim

einzulegen.

Die Frist beginnt mit der schriftlichen Bekanntgabe des Beschlusses. Erfolgt die schriftliche Bekanntgabe
durch Zustellung nach den Vorschriften der Zivilprozessordnung, ist das Datum der Zustellung mafigebend.
Erfolgt die schriftliche Bekanntgabe durch Aufgabe zur Post und soll die Bekanntgabe im Inland bewirkt wer-
den, gilt das Schriftstlick 3 Tage nach Aufgabe zur Post als bekanntgegeben, wenn nicht der Beteiligte
glaubhaft macht, dass ihm das Schriftstlick nicht oder erst zu einem spéateren Zeitpunkt zugegangen ist.
Kann die schriftliche Bekanntgabe an einen Beteiligten nicht bewirkt werden, beginnt die Frist spatestens mit
Ablauf von 5 Monaten nach Erlass des Beschlusses. Fallt das Fristende auf einen Sonntag, einen allgemei-
nen Feiertag oder Sonnabend, so endet die Frist mit Ablauf des ndchsten Werktages.

Die Beschwerde wird durch Einreichung einer Beschwerdeschrift oder zur Niederschrift der Geschéaftsstelle
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eingelegt. Die Beschwerde kann zur Niederschrift eines anderen Amtsgerichts erklart werden; die Beschwer-
defrist ist jedoch nur gewahrt, wenn die Niederschrift rechtzeitig bei dem Gericht, bei dem die Beschwerde
einzulegen ist, eingeht. Die Beschwerdeschrift bzw. die Niederschrift der Geschéftsstelle ist von dem Be-
schwerdefiihrer oder seinem Bevoliméachtigten zu unterzeichnen.

Die Beschwerde muss die Bezeichnung des angefochtenen Beschlusses sowie die Erklarung enthalten,
dass Beschwerde gegen diesen Beschluss eingelegt wird.

Die Beschwerde soll begriindet werden.

Gegen die Festsetzung des Geschaftswerts findet die Beschwerde statt, wenn der Wert des Beschwerdege-
genstands 200,00 € Gbersteigt oder wenn und soweit die Beschwerde in diesem Beschluss zugelassen wur-
de.

Die Beschwerde ist nur zuldssig, wenn sie innerhalb einer Frist von sechs Monaten, nachdem die Entschei-
dung in der Hauptsache Rechtskraft erlangt oder das Verfahren sich anderweitig erledigt hat, eingelegt wird.

Ist der Geschaftswert spater als einen Monat vor Ablauf dieser Frist festgesetzt worden, kann sie noch inner-
halb eines Monats nach Zustellung oder nach Bekanntmachung durch formlose Mitteilung des Festsetzungs-
beschlusses eingelegt werden. Im Falle der formlosen Mitteilung gilt der Beschluss mit dem dritten Tage
nach der Aufgabe zur Post als bekannt gemacht.

Die Beschwerde ist bei dem
Landgericht Mannheim
Al 1
68159 Mannheim
einzulegen.

Die Beschwerde kann zu Protokoll der Geschéftsstelle erklart oder schriftlich eingereicht werden. Die Be-
schwerde kann auch vor der Geschéftsstelle eines anderen Amtsgerichts zu Protokoll erklart werden; die
Frist ist jedoch nur gewahrt, wenn das Protokoll rechtzeitig bei dem oben genannten Gericht eingeht.

Die Mitwirkung eines Rechtsanwalts ist nicht vorgeschrieben. Im Ubrigen gelten fir die Bevollmachtigung die
Regelungen der fiir das zugrunde liegende Verfahren geltenden Verfahrensordnung entsprechend.

Rechtsbehelfe kénnen auch als elektronisches Dokument eingelegt werden. Eine Einlegung per E-Mail ist

nicht zuldssig. Wie Sie bei Gericht elektronisch einreichen kdnnen, wird auf www.ejustice-bw.de beschrie-
ben.
Gredner-Steigleider

Vorsitzende Richterin am Landgericht

Beglaubigt
Mannheim, 30.09.2020

BADEN-
WURTTEMBERG

Schwarz
Urkundsbeamtin der Geschéftsstelle

Durch maschinelle Bearbeitung beglaubigt
- ohne Unterschrift guiltig

A
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¥pger\©
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Anlage 2

Allgemeine Auftragsbedingungen

fiir

Wirtschaftspriifer und Wirtschaftsprifungsgesellschaften
vom 1. Januar 2017

1. Geltungsbereich

(1) Die Auftragsbedingungen gelten fiir Vertrage zwischen Wirtschaftsprifern
oder Wirtschaftspriifungsgesellschaften (im Nachstehenden zusammenfas-
send ,Wirtschaftsprifer* genannt) und ihren Auftraggebern tber Prifungen,
Steuerberatung, Beratungen in wirtschaftlichen Angelegenheiten und sonsti-
ge Auftrage, soweit nicht etwas anderes ausdriicklich schriftlich vereinbart
oder gesetzlich zwingend vorgeschrieben ist.

(2) Dritte koénnen nur dann Anspriche aus dem Vertrag zwischen Wirt-
schaftspriifer und Auftraggeber herleiten, wenn dies ausdriicklich vereinbart
ist oder sich aus zwingenden gesetzlichen Regelungen ergibt. Im Hinblick auf
solche Anspriiche gelten diese Auftragsbedingungen auch diesen Dritten
gegenber.

2. Umfang und Ausfiihrung des Auftrags

(1) Gegenstand des Auftrags ist die vereinbarte Leistung, nicht ein bestimm-
ter wirtschaftlicher Erfolg. Der Auftrag wird nach den Grundsétzen ordnungs-
maéRiger Berufsaustibung ausgeflihrt. Der Wirtschaftsprifer tbermnimmt im
Zusammenhang mit seinen Leistungen keine Aufgaben der Geschaftsfiih-
rung. Der Wirtschaftsprifer ist fir die Nutzung oder Umsetzung der Ergebnis-
se seiner Leistungen nicht verantwortlich. Der Wirtschaftspriifer ist berechtigt,
sich zur Durchfiihrung des Auftrags sachverstandiger Personen zu bedienen.

(2) Die Beriicksichtigung auslandischen Rechts bedarf — auer bei betriebs-
wirtschaftlichen Priifungen — der ausdrilcklichen schrifilichen Vereinbarung.

(3) Andert sich die Sach- oder Rechtslage nach Abgabe der abschlieRenden
beruflichen AuBerung, so ist der Wirtschaftsprifer nicht verpflichtet, den
Auftraggeber auf Anderungen oder sich daraus ergebende Folgerungen
hinzuweisen.

3. Mitwirkungspflichten des Auftraggebers

(1) Der Auftraggeber hat dafir zu sorgen, dass dem Wirtschaftsprifer alle fir
die Ausflihrung des Auftrags notwendigen Unterlagen und weiteren Informa-
tionen rechtzeitig Ubermittelt werden und ihm von allen Vorgdngen und
Umsténden Kenntnis gegeben wird, die fur die Ausfiihrung des Auftrags von
Bedeutung sein kénnen. Dies gilt auch fir die Unterlagen und weiteren
Informationen, Vorgénge und Umstédnde, die erst wahrend der Tatigkeit des
Wirtschaftsprifers bekannt werden. Der Auftraggeber wird dem Wirtschafts-
priifer geeignete Auskunftspersonen benennen.

(2) Auf Verlangen des Wirtschaftspritfers hat der Auftraggeber die Vollstéan-
digkeit der vorgelegten Unterlagen und der weiteren Informationen sowie der
gegebenen Auskiinfte und Erklarungen in einer vom Wirtschaftspriifer formu-
lierten schriftlichen Erklarung zu bestéatigen.

4. Sicherung der Unabhingigkeit

(1) Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was die Unabhangigkeit der
Mitarbeiter des Wirtschaftsprifers geféhrdet. Dies gilt fir die Dauer des
Auftragsverhéltnisses insbesondere fiir Angebote auf Anstellung oder Uber-
nahme von Organfunktionen und fiir Angebote, Auftrédge auf eigene Rech-
nung zu Ubernehmen.

{(2) Sollte die Durchfihrung des Auftrags die Unabhéngigkeit des Wirtschafts-
priifers, die der mit ihm verbundenen Unternehmen, seiner Netzwerkunter-
nehmen oder solcher mit ihm assoziierten Unternehmen, auf die die Unab-
hangigkeitsvorschriften in gleicher Weise Anwendung finden wie auf den
Wirtschaftsprifer, in anderen Auftragsverhaltnissen beeintrachtigen, ist der
Wirtschaftsprifer zur auBBerordentlichen Kiindigung des Auftrags berechtigt.

5. Berichterstattung und miindliche Auskiinfte

Soweit der Wirtschaftspriifer Ergebnisse im Rahmen der Bearbeitung des
Auftrags schriftlich darzustellen hat, ist alleine diese schriftliche Darstellung
mafRgebend. Entwiirfe schriftlicher Darstellungen sind unverbindlich. Sofern
nicht anders vereinbart, sind mindliche Erkldrungen und Auskiinfte des
Wirtschaftspriifers nur dann verbindlich, wenn sie schriftlich bestatigt werden.
Erklarungen und Auskinfte des Wirtschaftspriifers auRerhalb des erteilten
Auftrags sind stets unverbindlich.

6. Weitergabe einer beruflichen AuBerung des Wirtschaftspriifers

(1) Die Weitergabe beruflicher AuBerungen des Wirtschaftspriifers (Arbeits-
ergebnisse oder Ausziige von Arbeitsergebnissen — sei es im Entwurf oder in
der Endfassung) oder die Information Uber das Tatigwerden des Wirtschafts-
prifers fur den Auftraggeber an einen Dritten bedarf der schriftlichen Zustim-
mung des Wirtschaftsprifers, es sei denn, der Auftraggeber ist zur Weiter-
gabe oder Information aufgrund eines Gesetzes oder einer behérdlichen
Anordnung verpflichtet.

(2) Die Verwendung beruflicher AuRerungen des Wirtschaftspriifers und die
Information {ber das Tatigwerden des Wirtschaftspriifers fur den Auftragge-
ber zu Werbezwecken durch den Auftraggeber sind unzuléssig.

7. Mingelbeseitigung

(1) Bei etwaigen Méngeln hat der Auftraggeber Anspruch auf Nacherfiillung
durch den Wirtschaftspriifer. Nur bei Fehlschlagen, Unterlassen bzw. unbe-
rechtigter Verweigerung, Unzumutbarkeit oder Unméglichkeit der Nacherfil-
lung kann er die Vergiitung mindern oder vom Vertrag zuriicktreten; ist der
Auftrag nicht von einem Verbraucher erteilt worden, so kann der Auftraggeber
wegen eines Mangels nur dann vom Vertrag zurlicktreten, wenn die erbrach-
te Leistung wegen Fehischlagens, Unterlassung, Unzumutbarkeit oder
Unmdglichkeit der Nacherfiillung fir ihn ohne Interesse ist. Soweit dartiber
hinaus Schadensersatzanspriiche bestehen, gilt Nr. 9.

(2) Der Anspruch auf Beseitigung von Méngeln muss vom Auftraggeber
unverziglich in Textform geltend gemacht werden. Anspriiche nach Abs. 1,
die nicht auf einer vorsétzlichen Handlung beruhen, verjéhren nach Ablauf
eines Jahres ab dem gesetzlichen Verjdhrungsbeginn.

(3) Offenbare Unrichtigkeiten, wie z.B. Schreibfehler, Rechenfehler und
formelle Mangel, die in einer beruflichen AuRerung (Bericht, Gutachten und
dgl.) des Wirtschaftsprifers enthalten sind, kdnnen jederzeit vom Wirt-
schaftspriifer auch Dritten gegeniber berichtigt werden. Unrichtigkeiten, die
geeignet sind, in der beruflichen Aulerung des Wirtschaftsprifers enthaltene
Ergebnisse infrage zu stellen, berechtigen diesen, die AuRerung auch Dritten
gegenuber zurickzunehmen. In den vorgenannten Féllen ist der Auftragge-
ber vom Wirtschaftspriifer tunlichst vorher zu héren.

8. Schweigepflicht gegeniiber Dritten, Datenschutz

(1) Der Wirtschaftspriifer ist nach Mafigabe der Gesetze (§ 323 Abs. 1 HGB,
§ 43 WPO, § 203 StGB) verpflichtet, Uiber Tatsachen und Umstande, die ihm
bei seiner Berufstatigkeit anvertraut oder bekannt werden, Stillschweigen zu
bewahren, es sei denn, dass der Auftraggeber ihn von dieser Schweigepflicht
entbindet.

(2) Der Wirtschaftspriifer wird bei der Verarbeitung von personenbezogenen
Daten die nationalen und europarechtlichen Regelungen zum Datenschutz
beachten.

9. Haftung

(1) For gesetzlich vorgeschriebene Leistungen des Wirtschaftsprifers, insbe-
sondere Prifungen, gelten die jeweils anzuwendenden gesetzlichen Haf-
tungsbeschrankungen, insbesondere die Haftungsbeschrénkung des § 323
Abs. 2 HGB.

(2) Sofern weder eine gesetzliche Haftungsbeschrankung Anwendung findet
noch eine einzelvertragliche Haftungsbeschrankung besteht, ist die Haftung
des Wirtschaftspriifers fur Schadensersatzanspriche jeder Art, mit Ausnah-
me von Schéden aus der Verletzung von Leben, Korper und Gesundheit,
sowie von Schéden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach § 1
ProdHaftG begriinden, bei einem fahrldssig verursachten einzelnen Scha-
densfail gemaf § 54a Abs. 1 Nr. 2 WPO auf 4 Mio. € beschrénkt.

(3) Einreden und Einwendungen aus dem Vertragsverhaltnis mit dem Auf-
traggeber stehen dem Wirtschaftsprifer auch gegentiber Dritten zu.

(4) Leiten mehrere Anspruchsteller aus dem mit dem Wirtschaftspriifer
bestehenden Vertragsverhéltnis Anspriiche aus einer fahrlassigen Pflichtver-
letzung des Wirtschaftsprifers her, gilt der in Abs. 2 genannte Héchstbetrag
fur die betreffenden Anspriiche aller Anspruchsteller insgesamt.
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(5) Ein einzelner Schadensfall im Sinne von Abs. 2 ist auch bezlglich eines -

aus mehreren Pflichtverletzungen stammenden einheitlichen Schadens
gegeben. Der einzelne Schadensfall umfasst sdmtliche Folgen einer Pflicht-
verletzung ohne Ricksicht darauf, ob Schaden in einem oder in mehreren
aufeinanderfolgenden Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf
gleicher oder gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als
einheitliche Pflichtverletzung, wenn die betreffenden Angelegenheiten mitei-
nander in rechilichem oder wirschaftlichem Zusammenhang stehen. In
diesem Fall kann der Wirtschaftspriifer nur bis zur Héhe von 5 Mio. € in
Anspruch genommen werden. Die Begrenzung auf das Funffache der Min-
destversicherungssumme gilt nicht bei gesetzlich vorgeschriebenen Pflicht-
prisfungen.

(6) Ein Schadensersatzanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von sechs
Monaten nach der schriftlichen Ablehnung der Ersatzleistung Klage erhoben
wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen wurde. Dies gilt nicht
fur Schadensersatzanspriche, die auf vorsatzliches Verhalten zurlickzufth-
ren sind, sowie bei einer schuldhaften Verletzung von Leben, Kérper oder
Gesundheit sowie bei Schaden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach §
1 ProdHaftG begriinden. Das Rechi, die Einrede der Verjahrung geltend zu
machen, bleibt unberihrt.

10. Ergdnzende Bestimmungen fiir Priifungsauftrige

(1) Andert der Auftraggeber nachtraglich den durch den Wirtschaftspriifer
gepriifien und mit einem Bestétigungsvermerk versehenen Abschluss oder
Lagebericht, darf er diesen Bestéatigungsvermerk nicht weiterverwenden.

Hat der Wirtschaftsprifer einen Bestatigungsvermerk nicht erteilt, so ist ein
Hinweis auf die durch den Wirtschaftspriifer durchgefiihrte Prifung im Lage-
bericht oder an anderer fur die Offentlichkeit bestimmter Stelle nur mit schrift-
licher Einwilligung des Wirtschaftspriifers und mit dem von ihm genehmigten
Wortlaut zuléssig.

(2) Widerruft der Wirtschafispriifer den Bestatigungsvermerk, so darf der
Bestatigungsvermerk nicht weiterverwendet werden. Hat der Auftraggeber
den Bestatigungsvermerk bereits verwendet, so hat er auf Verlangen des
Wirtschaftsprufers den Widerruf bekanntzugeben.

(3) Der Auftraggeber hat Anspruch auf finf Berichtsausfertigungen. Weitere
Ausfertigungen werden besonders in Rechnung gestelit.

11. Ergdnzende Bestimmungen fiir Hilfeleistung in Steuersachen

(1) Der Wirtschaftsprifer ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in steuerli-
chen Einzelfragen als auch im Falle der Dauerberatung die vom Auftraggeber
genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben, als richtig und volistén-
dig zugrunde zu legen; dies gilt auch fiir Buchfuhrungsauftrége. Er hat jedoch
den Auftraggeber auf von ihm festgestellte Unrichtigkeiten hinzuweisen.

(2) Der Steuerberatungsauftrag umfasst nicht die zur Wahrung von Fristen
erforderlichen Handiungen, es sei denn, dass der Wirtschaftspriifer hierzu
ausdriicklich den Auftrag ibernommen hat. In diesem Fall hat der Auftragge-
ber dem Wirtschaftsprifer alle fur die Wahrung von Fristen wesentlichen
Unterlagen, insbesondere Steuerbescheide, so rechtzeitig vorzulegen, dass
dem Wirtschaftsprifer eine angemessene Bearbeitungszeit zur Verfligung
steht.

{3) Mangels einer anderweitigen schriftlichen Vereinbarung umfasst die
laufende Steuerberatung folgende, in die Vertragsdauer fallenden Téatigkei-
ten: :

a) Ausarbeitung der Jahressteuererklarungen fir die Einkommensteuer,
Kérperschaftsteuer und Gewerbesteuer sowie der Vermégensteuererkla-
rungen, und zwar auf Grund der vom Auftraggeber vorzulegenden Jahres-
abschliisse und sonstiger fir die Besteuerung erforderlicher Aufstellungen
und Nachweise

b) Nachprifung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten Steuern

¢} Verhandlungen mit den Finanzbehérden im Zusammenhang mit den
unter a) und b) genannten Erkldrungen und Bescheiden

d) Mitwirkung bei Betriebsprifungen und Auswertung der Ergebnisse von
Betriebsprifungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern

e) Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hinsichtlich der
unter a) genannten Steuern.

Der Wirtschaftsprifer beriicksichtigt bei den vorgenannten Aufgaben die
wesentliche verdffentlichte Rechtsprechung und Verwaltungsauffassung.

(4) Erhait der Wirtschaftsprifer fur die laufende Steuerberatung ein Pau-
schathonorar, so sind mangels anderweitiger schriftlicher Vereinbarungen die
unter Abs. 3 Buchst. d) und e} genannten Tatigkeiten gesondert zu honorie-
ren.

(5) Sofern der Wirtschaftspriifer auch Steuerberater ist und die Steuerbera-
terverglitungsverordnung fur die Bemessung der Vergiitung anzuwenden ist,
kann eine héhere oder niedrigere als die gesetzliche Vergiitung in Textform
vereinbart werden.

{6) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen der Einkommensteuer, Kérper-
schaftsteuer, Gewerbesteuer, Einheitsbewertung und Vermoégensteuer sowie
aller Fragen der Umsatzsteuer, Lohnsteuer, sonstigen Steuern und Abgaben
erfolgt auf Grund eines besonderen Auftrags. Dies gilt auch fur

a) die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten, z.B. auf
dem Gebiet der Erbschaftsteuer, Kapitalverkehrsteuer, Grunderwerbsteuer,

b) die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der Fi-
nanz- und der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie in Steuerstrafsachen,

c) die beratende und gutachtliche Tétigkeit im Zusammenhang mit Um-
wandlungen, Kapitalerhdhung und -herabsetzung, Sanierung, Eintritt und
Ausscheiden eines Gesellschafters, Betriebsverduflerung, Liguidation und
dergleichen und

d) die Unterstitzung bei der Erflliung von Anzeige- und Dokumentations-
pflichten.

(7) Soweit auch die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklarung als
zusatzliche Tatigkeit ibernommen wird, gehért dazu nicht die Uberpriifung
etwaiger besonderer buchmafiger Voraussetzungen sowie die Frage, ob alle
in Betracht kommenden umsatzsteuerrechtlichen Verglinstigungen wahrge-
nommen worden sind. Eine Gewahr fiir die vollstédndige Erfassung der Unter-
lagen zur Geitendmachung des Vorsteuerabzugs wird nicht tibernommen.

12. Elektronische Kommunikation

Die Kommunikation zwischen dem Wirtschaftspriifer und dem Auftraggeber
kann auch per E-Mail erfolgen. Soweit der Auftraggeber eine Kommunikation
per E-Mail nicht wiinscht oder besondere Sicherheitsanforderungen stellt, wie
etwa die Verschlusselung von E-Mails, wird der Auftraggeber den Wirt-
schaftspriifer entsprechend in Textform informieren.

13. Vergiitung

(1) Der Wirtschaftspriifer hat neben seiner Gebiihren- oder Honorarforderung
Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; die Umsatzsteuer wird zuséatzlich
berechnet. Er kann angemessene Vorschisse auf Vergiitung und Auslagen-
ersatz verlangen und die Auslieferung seiner Leistung von der vollen Befrie-
digung seiner Anspriiche abhéngig machen. Mehrere Auitraggeber haften als
Gesamtschuldner.

(2) Ist der Auftraggeber kein Verbraucher, so ist eine Aufrechnung gegen
Forderungen des Wirtschaftspriifers auf Vergiitung und Auslagenersatz nur
mit unbestrittenen oder rechtskréftig festgesteliten Forderungen zul&ssig.

14. Streitschlichtungen

Der Wirtschaftspriifer ist nicht bereit, an Streitbeilegungsverfahren vor einer
Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne des § 2 des Verbraucherstreitbeile-
gungsgesetzes teilzunehmen.

15. Anzuwendendes Recht

Fir den Auftrag, seine Durchfithrung und die sich hieraus ergebenden An-
spriche gilt nur deutsches Recht.

Leseexemplar - Rechtsverbindlich ist ausschlief3lich der ausgefertigte und gebundene Bericht.



	Bericht Spaltungsprüfung 4basebio Entwurf Vv 01.10.20_FINAL.pdf
	Anlage 1_Bestellung.pdf
	Allgemeine Auftragsbedingungn 01.01.2017.pdf



